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Im Jahr 2022 setzte sich der Sicher-
heitsrat aus den fünf ständigen und 
den nichtständigen Mitgliedern Alba-

nien, Brasilien, Gabun, Ghana, Indien, 
Irland, Kenia, Mexiko, Norwegen so-
wie den Vereinigten Arabischen Emira-
ten zusammen. Der Sicherheitsrat kehr-
te nach der Pandemie zur Normalität 
zurück und verzichtete auf die Nutzung 
von Videokonferenzen. Gleichzeitig er-
höhte der Rat seine Aktivität und war so 
aktiv wie seit dem Jahr 2017 nicht mehr. 
Dennoch sank die Zahl der erreichten 
Ergebnisse. Es fanden 292 Sitzungen 
statt, davon 276 öffentlich und 16 privat. 
Der Sicherheitsrat verabschiedete 54 Re-
solutionen, sieben präsidentielle Erklä-
rungen, 18 Mitteilungen und 27 Briefe 
des Präsidenten sowie 68 Presseerklä-
rungen. Die Zahl der durch den Präsi-
denten veröffentlichten Dokumente sank 
somit im Berichtszeitraum erheblich. 

Insgesamt handelte es sich um ein 
turbulentes Jahr, mit dem russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine seit Fe-
bruar 2022. Die Invasion hatte letztlich 
weltweite Auswirkungen, insbesondere 
in Fragen der globalen Brennstoff- und 
Nahrungsmittelpreise. Erstmals seit 40 
Jahren entschloss sich der Sicherheits-
rat daher wieder dazu, den ›Vereint für 
den Frieden‹-Mechanismus (›Uniting for 
Peace‹) zu nutzen. Das Vertrauensdefi-
zit zwischen den Mitgliedsstaaten ver-
schlechterte sich durch die russische In-
vasion und erschwerte zunehmend die 
Konsensbildung. Die vermehrte Zusam-
menarbeit von Staatengruppen um Po
litikziele beziehungsweise thematische 
Aspekte wurde daher beibehalten. 

Abstimmungsverhalten

Im Rahmen der 54 Resolutionen und 
sieben präsidentiellen Erklärungen ver-
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abschiedete der Rat einige wichtige Re-
solutionen zu thematischen und regio-
nalen Fragen. Von den 54 Resolutio- 
nen wurden 36 im Konsens beschlossen, 
mithin nur 66,6 Prozent. Im Jahr 2021 
lag die Quote noch bei 84 Prozent. Sie-
ben Resolutionsentwürfe wurden nicht 
verabschiedet. Im Jahr 2022 fanden im 
Unterschied zum Vorjahr wieder proze-
durale Abstimmungen statt. Diese be-
trafen zum einen die Aufnahme der vor-
läufigen Agenda im Zusammenhang mit 
den ›Bedrohungen des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit‹, die sich 
auf die Ukraine fokussierten. Die zweite 
Abstimmung betraf die Einladung des 
ukrainischen Präsidenten Wolodymyr 
Selenskyj zur Teilnahme an einer Sit-
zung des Rates. Insgesamt gestaltete 
sich die Schaffung von Einigungen zu-
nehmend schwieriger. Dies zeigte sich zum 
einen bei den Sanktionsmechanismen: So 
enthielten sich viele Staaten bei den Er-
neuerungen der Sanktionen betreffend 
die Zentralafrikanischen Republik, De-
mokratische Republik Kongo, Libyen, 
Somalia, Südsudan sowie internationale 
Straftribunale. Zum anderen wurde die 
Erneuerung von Friedensmissionen zu-
nehmend nicht konsensual getroffen. 
Erstmals konnte zum Beispiel die Mehr-
dimensionale integrierte Stabilisierungs-
mission der Vereinten Nationen in Mali 
(United Nations Multidimensional Inte-
grated Stabilization Mission in Mali – 
MINUSMA) nicht mehr konsensual ver-
längert werden. Russland und China 
enthielten sich. Sie betonten, dass einer 
der Bedenken die Prominenz der Men-
schenrechtsaspekte im Mandat sei. 

Gescheiterte Resolutionsentwürfe
Insgesamt scheiterten sieben Resolu-

tionsentwürfe. Drei von diesen betrafen 
die Ukraine. Der Resolutionsentwurf 

S/2022/155 scheiterte am Veto Russ-
lands. China, Indien und die Vereinig-
ten Arabischen Emirate enthielten sich. 
Der Entwurf verurteilt die von Russland 
selbst bezeichnete »militärische Spezial-
operation« in der Ukraine klar und soll-
te eine Verletzung von Artikel 2, Ab-
satz 4 der UN-Charta (Gewaltverbot) 
feststellen. Der Vertreter Russlands be-
tonte, dass es sich um eine antirussische 
und antiukrainische Resolution hande-
le. Die Resolution laufe auch den Inter-
essen der Ukraine zuwider. Insbeson
dere lasse die Resolution viele Aspekte 
außer Betracht, denn die derzeitige Si
tuation sei ein Resultat diverser Fakto-
ren über einen langen Zeitraum und sei 
nicht über Nacht entstanden. Die legi
timen russischen Sicherheitsinteressen 
würden außer Acht gelassen. Der Ent-
wurf S/2022/231 zur Ukraine scheiter-
te an der erforderlichen Stimmzahl. Es 
handelte sich dabei um einen Entwurf 
Russlands. Nur China und Russland 
stimmten für diesen. Letztlich scheitere 
auch der Entwurf S/2022/720 am Veto 
Russlands. Brasilien, China, Gabun und 
Indien enthielten sich. Der Entwurf ver-
urteilt die durch Russland organisier-
ten Scheinreferenden in den ukrainischen 
Regionen Cherson, Donezk, Luhansk 
und Saporischschja.

Ein Resolutionsentwurf zur Nicht-
verbreitung in Nordkorea (S/2022/431) 
scheiterte an den Gegenstimmen von 
China und Russland. Die Resolution war 
eine Reaktion auf die gehäuften Rake-
tentests Nordkoreas im Mai 2022, war 
unter Kapitel VII der UN-Charta ge-
fasst und sollte Sanktionen ausweiten. 
China betonte, dass Sanktionen kein ge-
eignetes Mittel seien, sondern die Situa-
tion eskalierten und nicht zu einer Lö-
sung beitrügen. Auch Russland schloss 
sich dieser Meinung an.

Bezüglich der Situation in Syrien, 
insbesondere zu den grenzüberschrei-
tenden Mechanismen betreffend die  
humanitäre Hilfe, scheiterten im Juli 
zunächst zwei Resolutionsentwürfe 
(S/2022/538 und S/2022/541). Der Ent-
wurf S/2022/538 scheiterte am Veto 
Russlands, China enthielt sich. Der 
Entwurf sollte den grenzüberschreiten-
den Mechanismus zur humanitären 
Hilfe für ein Jahr verlängern. Für den 
Entwurf S/2022/541 stimmten demge-
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genüber nur China und Russland. Mit 
Resolution 2642 verlängerte der Rat 
dann aber vier Tage später, am 12. Juli, 
den Mechanismus um weitere sechs Mo-
nate, bei Enthaltungen Frankreichs, der 
USA und des Vereinigten Königreichs.

Der Resolutionsentwurf S/2022/821 
zu Gefahren für den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit scheiterte 
an einer hinreichenden Stimmzahl. Es 
handelte sich um einen Entwurf Russ-
lands, einen Mechanismus des Überein-
kommens über das Verbot der Entwick-
lung, Herstellung und Lagerung bak- 
teriologischer (biologischer) Waffen und 
von Toxinwaffen sowie über die Ver-
nichtung solcher Waffen (Convention 
on the Prohibition of the Development, 
Production and Stockpiling of Bacterio-
logical [Biological] and Toxin Weapons 
and on Their Destruction – BWC) in 
Kraft zu setzen. Dabei ging es um die 
Untersuchung von Verstößen durch die 
USA und der Ukraine. Nur China und 
Russland stimmten für den Entwurf. 

Enthaltungen
Neben den bereits benannten, ge-

scheiterten Resolutionsentwürfen ent- 
hielten sich Staaten bei weiteren 18 Ab-
stimmungen. Diese betrafen Afghanis-
tan, die Demokratische Republik Kon-

go, Libyen, Mali, den Mittleren Osten, 
Myanmar, Somalia, Sudan und Südsu-
dan, die Ukraine, Westsahara, die Zen-
tralafrikanische Republik sowie den In-
ternationalen Residualmechanismus für 
die Ad-hoc-Strafgerichtshöfe (Internati-
onal Residual Mechanism for Criminal 
Tribunals) und Sanktionen. Dies zeigt 
auch, dass die Konsensfähigkeit des Ra-
tes im Jahr 2022 erheblich zurückging. 
Insgesamt 33,3 Prozent der verabschie-
deten Resolutionen wurde nicht konsen-
sual gefasst. Im Jahr 2021 waren dies 
nur 16 Prozent. Auch die präsidentiellen 
Erklärungen fielen von 24 im Jahr 2021 
auf nur sieben im Jahr 2022.

Resolutionen und Erklärungen 
des Präsidenten

Die Sitzungen des Sicherheitsrats um-
fassten zu 28,77 Prozent thematische 
und 71,23 Prozent länderspezifische As-
pekte. Auf der Agenda des Rates stan-
den insgesamt 49 Tagesordnungspunk-
te, davon waren 27 regionenspezifisch 
und 22 themenspezifisch. Der Rat setzte 
die Themen ›Wahrung von Frieden und 
Sicherheit in der Ukraine‹ und ›Brief des 
Permanenten Vertreters Armeniens bei 
den Vereinten Nationen an den Präsi-
denten des Sicherheitsrats vom 13. Sep-

tember 2022‹ (S/2022/688) auf die Agen-
da. Die Situation in Liberia wurde von 
der Agenda gestrichen. Die jeweiligen 
drei Hauptthemen waren: Der Nahe 
Osten, die Ukraine sowie Sudan und 
Südsudan und in thematischer Hinsicht 
die Bedrohungen des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit, Treffen 
mit Truppen beziehungsweise Polizeiein-
heiten entsendenden Staaten sowie die 
Erhaltung des internationalen Friedens.

Länderspezifische Aspekte
Rund 41 Prozent der länder- und regi-

onenspezifischen Sitzungen widmeten sich 
Afrika, 28 Prozent dem Nahen Osten, 16 
Prozent Europa, neun Prozent Asien und 
sechs Prozent den amerikanischen Staa-
ten. Afghanistan, Bosnien und Herze
gowina, die Demokratische Republik 
Kongo, die Demokratische Volksrepub-
lik Korea, Haiti, Irak, Jemen, Kolumbien, 
Kuwait, Libanon, Libyen, Mali, Myan-
mar, Somalia, Sudan, Südsudan, Syrien, 
die Ukraine, Westsahara, die Zentralaf-
rikanische Republik sowie Zypern wa-
ren Gegenstand von Resolutionen. 

Die Situation in der Ukraine domi-
nierte die Arbeit des Sicherheitsrats. In 
46 der 273 Sitzungen war der russische 
Angriffskrieg gegen die Ukraine Thema. 
Erstmals seit 40 Jahren nutze der Rat 
wieder einmal den Mechanismus der so-
genannten ›Vereint für den Frieden‹-
Resolution (A/RES/377(V)A). Die ›Ver-
eint für den Frieden‹-Resolution stellt 
eine prozedurale Abstimmung dar und 
kann daher nicht durch Vetos blockiert 
werden. Daher genügten auch die elf Ja-
Stimmen, um im Februar 2022 eine Not-
standssondertagung der Generalversamm-
lung einzuberufen. Eine weitere Ent- 
wicklung daraus war die Verabschiedung 
der Resolution der Generalversammlung 
(A/RES/76/262), nach der die General-
versammlung nach zehn Tagen zusam-
menkommt, sobald ein Veto im Sicher-
heitsrat eingelegt wird und die jeweilige 
Lage diskutiert. Der Sicherheitsrat verab-
schiedete zur Situation in der Ukraine 
zudem eine präsidentielle Erklärung, um 
die Bemühungen des Generalsekretärs 
für eine friedliche Lösung des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine zu un-
terstützen. Weitere offizielle Erklärun-
gen konnten nicht verabschiedet werden.
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Quelle: UN, Highlights of Security Council Practice 2022, www.un.org/securitycouncil/content/
highlights-2022

Abbildung 1: Abstimmung über Resolutionsentwürfe  
im Zeitraum 2013 bis 2022
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Im Dezember konnte der Rat seine 
bisher erste Resolution zu Myanmar ver-
abschieden. Mit Resolution 2669 ver-
langte er die sofortige Beendigung aller 
Formen von Gewalt im ganzen Land und 
forderte das Militär Myanmars nach-
drücklich auf, alle willkürlich inhaftier-
ten Gefangenen, einschließlich Präsident 
Win Myint und Staatsrätin Aung San 
Suu Kyi, unverzüglich freizulassen. 

Erstmals seit fünf Jahren konnte der 
Rat mit Resolution 2653 ein Sanktions-
regime betreffend Haiti verhängen. Die-
ses enthält Reiseverbote, das Einfrieren 
von Vermögenswerten und ein gezieltes 
Rüstungsembargo. Eher geeint blieb der 
Rat zudem mit Blick auf die Staaten Af-
ghanistan, Jemen und Kolumbien. Die 
sogenannten ›A3‹-Mitglieder Gabun, 
Ghana und Kenia fokussierten sich auf 
Aspekte des afrikanischen Kontinents.

Thematische Aspekte
Thematisch standen die Bedrohun-

gen des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit, die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicher- 
heit, Bedrohungen durch Terrorismus, 
Friedensmissionen, der Schutz von Zivil-
personen in bewaffneten Konflikten, die 
Nichtverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen, die Kooperation mit regio-
nalen und subregionalen Organisationen, 
die internationale Gerichtsbarkeit, Frie-
denskonsolidierung und Aufrechterhal-
tung des Friedens, der Schutz von Kin-

dern in bewaffneten Konflikten, Frauen, 
Frieden und Sicherheit, der Bericht des 
Rates an die Generalversammlung, die 
Unterrichtung durch Vorsitzende der Un-
terorgane, die Arbeitsmethoden sowie Be-
ratungen mit den Truppen- beziehungs-
weise Polizeikräfte entsendenden Staa- 
ten und der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) 
sowie das Hohe Flüchtlingskommissari-
at der Vereinten Nationen (Office of the 
United Nations High Commissioner for 
Refugees – UNHCR) auf der Agenda.

Auch in thematischen Fragen zeigt 
sich wieder, dass ein Fokus des Rates 
auf den russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine lag: 17 der 22 Treffen, die 
in Verbindung mit dem Thema der Be-
drohungen des Weltfriedens standen, 
waren auf die russische Aggression ge-
gen die Ukraine fokussiert.

Das Thema ›Frauen, Frieden und Si-
cherheit‹ spielte insbesondere auf Grund 
des Präsidentschaftstrios bestehend aus 
Irland, Kenia und Mexiko im Berichts-
zeitraum eine besondere Rolle. Insge-
samt gab es fünf Sitzungen, die den 
Schwerpunkt auf das Thema ›Frauen, 
Frieden und Sicherheit‹ legten. Es wurde 
im Anschluss noch von weiteren Staaten 
unterstützt. So legte auch die erste Sit-
zung zur Situation in der Ukraine im 
April den Fokus auf die Rolle der Frau-
en bei der Erhaltung des Friedens und 
der Sicherheit.

Resolution 2664 verabschiedet eine 
humanitäre Ausnahme für Maßnahmen 

zum Einfrieren von Vermögenswerten, 
die im Rahmen der Sanktionsregime der 
Vereinten Nationen verhängt werden. 
Es handelt sich um eine Resolution zu 
allgemeinen Sanktionsfragen und gilt 
somit neben den einzelnen Sanktionsre-
gimen. 

Der Fokus der 68 Presseerklärungen 
des Sicherheitsrats lag in diesem Jahr in 
35 Fällen auf politischen Entwicklun-
gen, Friedens- und Wahlprozessen und 
in 33 Fällen auf terroristischen Aktivitä-
ten, Angriffen auf Zivilpersonen oder 
Personal der Friedensmissionen.

Resolutionen nach Kapitel VII der 
UN-Charta

28 der 54 verabschiedeten Resolutio-
nen wurden auf Grundlage von Kapitel 
VII der UN-Charta erlassen. 17 betra-
fen den afrikanischen Kontinent, fünf 
davon Sudan und Südsudan. Nur 17 der 
Resolutionen wurden einstimmig ver
abschiedet. Die Resolution 2569 zur 
Nichtverbreitung von Kernwaffen in 
Nordkorea nimmt direkten Bezug auf 
Artikel 41 der UN-Charta.

Friedensmissionen, sonstige 
Einsätze und Missionen

Der Sicherheitsrat fasste Beschlüsse zu 
neun der zwölf UN-Friedensmissionen 
sowie zu acht der zwölf besonderen po-
litischen Missionen (Special Political 
Missions – SPMs). In den meisten Fällen 
wurden Mandate verlängert. Der Rat än-
derte die Mandate von sechs Friedens-
missionen und vier SPMs. Es wurde kei-
ne Mission beendet oder neu etabliert. 

Der Rat befasste sich zudem mit As-
pekten der psychischen Gesundheit der 
UN-Blauhelmsoldatinnen und -solda-
ten. Resolution 2668 unterstreicht, wie 
wichtig Leistungen im Bereich der psy-
chischen Gesundheit für das Personal 
der UN-Friedensmissionen sind.
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Quelle: UN, Highlights Of Security Council Practice 2022,  
www.un.org/securitycouncil/content/highlights-2022

Abbildung 2: Die Ständigen Vertreterinnen und Vertreter  
im UN-Sicherheitsrat im Zeitraum 2018 bis 2022


